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Verkündet am
28„April 1965

Beklagtef und Revisionskläger$
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hat der 90 Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 280'Aprilxl965 in Berling
én der mitgewirkt haben '

Senätspräsident Dr„ W‘e i ß
.

. '—‚ . ,
.als_Vorsitzenderf

Bundesrichter
_

Dr; M a i s c h ' - und
Bundesrichter

.
S c h i n ä_l @r

.
. . als weitere‘Berufsriohter,.

Bundessozialrichterin 'B e c„k e r
_

‘ und_

. Bundessozialfichter Dr° K u r t h
als ehrenamtliche Richter9

für Recht erkannt:'

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 300_April 1964 wird

als unbegründet zurückgeWiesena“ ' ‘

Außergerichtliche Kosten sind nicht Zu erstafteno
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G 3.3._2„9_.9-i

Die Klägerin geWährte dem bei ihr vereibherten Kriege—

beschädigten NEW ‘:xx Heilbehandlung auf Grund des @ 14

Abs° 2 des Bundesvereorgungsgesetzee.(BVG)O Im Mär"‚ Mai

und Juni 1959 ließ sie ihn im Zusammenhang mit einer
stationären KIankenb ausbehandlung vertrauensärztlich un—
tersuchen° Die Klägerin forderte für die fünf Begute ch—

tungen vom Beklagten einen Köstenersatz von 25,62 IDM,n

dieser erkannte im Klageverfehren nur einen An5prnch von
5950 DM ano Die Klägerin machte geltend, nach den Verwal—

tungs vorschriften (VV) Nro 2 Abs„ 1 zu 6 20 BVG umfess
der Kostenersatz auch vertrauen3ärztliche Untersuchungenc
Je zwei schriftliche Gutachten zählten als ein Unter—

suchungsfall° Da sich als Kosten des Vertraueneärztlichen

Dienstes (VäD) unter Berücksichtigung der Verhältnisse des
Jahres 1958 je Untersuchungsfall ein Betrag von 7932 DM

ergebe, stünden ihr zweimal 7932 EM und dreimal 5, 66 DM?
in3gesamt 25,62 DM? zu° Der Beklagte wandte ein, der Klä—

gerin stehe nur ein Betrag von 3e 2‚75 DM für zwei ver—
treuensärztliche Untersuchungen (mit körperlicher Unter-

suchung) zuo Dem Betrag von 7932 DM lägen nicht nur die
Selbetkosten, sondern alle durch die Aufreehterhaltung des

VäD entstandenen allgemeinen Kosten zugrunde° Bei diesen

Aufwendungen handele es sich aber um Verwe tungekosten,

die mit dem nach VV Nr 5 Abs„ 3 zu % 20 BVG errechneten
vanzigprozentigen Zuse‘:lag ausgeglichen \ürdeno Die bei—
eladene

Bundesrepublik vertrat die Au1faseung, die Tätig—

ke it des Vertrauensarztes unterstütze die Klägerin in
ilv rer Verweitungearbeit und sei:1icht unmittelbar auf die

'Erzielung eines Heilerfolgs gerichteto Die dahingehenden

N
(I

f;

Aufwendungen seien somit — insgesamt — Verwaltungs@ osten°

Bas Sozialgericht (SG) wies die Klage abßund ließ die Be—

vrufung zu° Das Lendessozialgericht (LSG) hob mit Urteil

...?...
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_ 3 _

vom30° April 1964 das SG—Ürteilauf und verurteilte
_den Beklagten, der Klägerin die restlichen Aufwendungen

von 20,12 DM (25,62 - 5,50) zu erstatten„ Entstandene

Kosten seien entsprechend der Entscheidung des Bundes—

sozialgerichts (BSG) in BSG 20, SO 118 diejenigen, die
die Krankenkasse nachwei$lich'aus Anlaß der Heilbehand—

lung des einzelnen Beschädigten auf2uwenden hatte; dazu

gehörten auch die Kösten ärztlicher Gutachten° Auf die

von der Beigeladenen geltend gemachte recht8historische

Entwicklung komme es nicht an, wenn sie im Gesetz keinen

Ausdruck gefunden habe° Zutreffend habe die für den Be—
klagten verbindliche VV bestimmt, daß der Kostenersatz

grundsätzlich auch die vertrauensärztliche Untersuchung

umfasseo Die vertrauensärztliche Stellungnahme ohne kör-
perliche Untersuchung sei ein Unterfall der vertrauens—

ärztlichen Untersuchung„ Die Höhe der Ersatzforderuhg sei

nicht zu beanstande‘n° Der ven sei_eine von der Kranken—

kasse gesonderte Institution, deren Kosten als "Leistungs—

aufwand der Krankenkasse" gebucht würden; dabei könnten “
‚auch anteilig die.Aufwendungen für die Unterhaltung des
VäD in Anrechnung gebracht werden„ Das LSG ließ die Re—
vision zu°

Mit der Revision macht der Beklägte geltend? Kosten der

Heilbehandlung seien diejenigen‚ die nach Ziel, Zweck und

sachlichen Umfang den Bestimmungen des 3VG entsprechen; Zu
Unrecht nehme das LSG an, die vertrauensärztliché Untere

suchung diene der Heilbehandlung; denn sie stelle —<bwohl

sie eine ärztliche Leistung sei - eine Verwaltungstätig—
keit dar° Sie diene -

ob mit oder ohne Untersuchung — einem

typischen Verwaltungshandeln, nämlich der Entscheidung über

die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Gewährung oder Ent—
ziehung einer Heilbehandlungsmaßnehmee Die Fassung der VV

Nr° 2 Abs° 1 zu 5 20 BVGvon 1957 habe sich als irrig era
wiesen und sei 1960 entfalleno Zu Unrecht beziehe sich das
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BSG in BSG 209 118'.auflrg 5 182 der Reichsversicherungs—
ordnung (EVO)° Zwar habe die.Krankenkesse nach dieSer Vor—

schrift auch eine solche ärztliche Begutachtung als Kran—
kenhilfe zu gewähren° Aus der in 5 20 BVGvorgenommenen
Unterteilung — Kosten für Heilbehandlung und Verwaltungs—

kosten - ergebe sich aber, daß bei der Kosteneretattung

lediglich die Begriffe der Heilbehendlung und Verwaltungs—
tätigkeit voneinander abzugrenzen seien, weshalb eine enge—

re Auslegung des Begriffs der Heilbehandlung als bei € 182

EVO gerechtfertigt sei° Die Entscheidung des Reichsversi—

cherungsamts — BVA — (AK 1912, 946) lasse sich hier nicht

anwenden, weil dort andernfalls eine Kostentregung ent—

fallen wäre, im vorliegenden 3311 es aber darum gehe, in

welcher Form die Kosten zu ersetzen seien° Seien diese

Kosten als Verwaltung3kosten anzusehen, so würden sie als

solche erstattet, weshalb ein Verstoß gegen Art° 120 Abs°l

des Grundgesetzes (GG) nicht vorliege, denn_dae Prinzip des
vollen Kostenersetzes werde hierbei gewahrto Der Beklagte.

beantragt, unter Abänderung des angefochtenen Urteils die
Berufung gegen das Urteil des SGxnnn22° März 1963 zurückk

zuweisen° Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzu—
weisen° Sie teilte mit, daß der YäD in Berlin als Gemein«

scheftsaufgebe der Krankenkassen (auch der Betriebs-‚

Innungs— und Ersatzkassen) durchgeführt werde° Zwar sei

die Trägerin die Allgemeine Ortekrenkenkaese (AOK) Berlin,
doch stelle er eine besondere Abteilung der9 Das SG4Urteil

sei zutreffend° 3er Vomhundertsatz des Verwaltungskosten—

anteils werde durch Gegenüberstellung'der Verwaltungs—

kosten, zu denen nieht die Aufwendungen für den VäD gehör—
ten, mit den gesamten Reinausgaben (einschließlich der

Kosten für den VäD) ermittelt° Wäre im Sinne des Be?legten
verfahren werden, so wäre 1959 der Verwaltungskostenenteil
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um rund 390400 DM höher gewesen° Der Verwaltungskqstener—

satz enthalte keinerlei Ersatz für die Kosten der ver—
trauenSärztlichen Gutachten° Die Beigeladene macht gel—

tend, die vom BSG getroffene Auslegung des Begriffs "ent-

standene Kosten" vermöge schon deshalb nicht zu überzeué

gen, weil sie die re‘0htshistorische Entwicklung der Vor——
schrift völlig unberücksiéhtigt lasseo.5 20 BVG stimme im
wesentlichen wortgleich mit 5 15 Satz 1 des Reichsversor—\

gungsgesetzes (RVG) übereino Satz 2 des 5 15 RVGhabe ur—
sprünglich gelautet: "Die Kosten für die Heilbehandlung

und die Verwaltungskosten können in Pauschbeträgen ersetzt

werden"° Hieraus ergebe sich in Verbindung mit % 15 Satz 1

RVG und der Amtlichen Begründung des Entwurfs zum RVG zwin—
gend, daß von einer Zweiteilung in Heilbehandlungskosten

und Verwaltungskosten ausgegangen werden sei und deshalb

als "entstandene Kosten" nur die Kosten der Heil— und Kran—
kenbehandlung angesehen worden seien; Die spätere Neufas—

sung des Satzes 29 wonach der Ersatz nach @ 15 Satz 1 BVG

in Pauschbeträgen nach Anhörung der Spitzenverbände der

Krankenkassen festzuset2en sei‚ habe die grundsätzliche

.Zweiteilung nicht berührt9 Satz 2 dieser Vorschrift sei

Satz 1 untergeordneto Die Zweiteiluhg in Satz 2 entspreche

der grundsätzlichen Aufteilung der Kosten in Satz 1 und

biete einen objektiven Anhalt für die Auslegung des Be—
griffs "entstandene Kosten" in Satz 1° Aus dem inneren Zu—
sammenhang der beiden Sätze lasse sich zwanglos ableiten?

daß der Begriff "entstandene_K0sten" dem der "Kosten für
die Heilbehandlung" in Satz 2 des 5 15 RVG "korrespondie—
re"° Beide Begriffe seien trotz abweichender Formulierung

inhaltsgleich° Die Nichtaufnahme des % 15 Satz 2 RVG in
den 5 20 BVG habe den Rebhtsgehalt des als & 20 Satz 1 BVG

unverändert in das BVG übernommenen früheren @ 15 Satz 1

RVG nicht berührt„ Die bisherige Regelung sei in das BVG
vollinhaltlich übernommen werden° Es sei lediglich auf die
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Übernahme der Pauschalierungsklausel verzichtet und eine

etwaige Pauschalabgeltung der Vereinbarung der Beteiligten

überlassen werden° Auch.die Bedeutung des Wortes "soweit"

habe das BSG verkannt° Es lege fest, daß der Erstattungs—

anspruch nicht weiter gehen könne als die Leistungspflicht

nach dem BVG und schaffe erst die Rechtsgrundlage für einer

Kostenersatz in den Fällen, in denen für die Heilbehand—

lung kein Anspruch nach 5 19 BVG entstehen könne° hie

Fassung "soweit" solle ermöglichen, die Heilbehandlung

von Nichtversicherten durch vollen Ersatz des Leistungs—

aufwands abzuwickeln° Auch wenn des BSG darauf abhebe,

daß neben der Heilbehandlung, Kranken— und Hausgeld er—
stattet würden‚ könne ihm nicht gefolgt werden9 denn

letztere seien als ergänzende Heilbehandlung und als ere
stattungsfähig anzusehen, weil sie in einem notwendigen

funktionellen Zusammenhang mit der eigentlichen ärzte

lichen Behandlung stündeno Die Wortabweichungen gegenüber

der gesetzlichen Krankenversicherung rechtfertigten die

vom BSG für die Auslegung des Begriffs "entstandene K sten“

im Sinne des 5 20 Satz 1 BVG a? und n? gezogenen Felge—

rungen nicht° Die von der Beigeladenen vertretene Auf—

fassung‚ daß hier den Heil— und Krankenbehandlungskosten

im weiteren Sinne einschließlich der notwendigen Neben;

kostcn aus der ärztlichen Behandlung die Verwaltungskosten

schlechthin gegenübergestellt werden müßten, werde auch

durch die Neufassung des 5 20 BVG durch das Zweite heu-
ordnungsgesetz (2c KDG) bestätigt° Zu Unrecht habe des BSG

auch angenommen? die Naehweisbarkeit sei das wesentliche.

Kriterium für die Zuordnung einer Aufwendung zur einen
oder anderen Erstattungsart9 da der Wortlaut hierfür kei»

nen Anhalt gebeo Auch die nicht nachweisbaren Kosten müß—

ten "entstanden" sein und daher fölgerichtig unter den Be—

griff der "entstandenen Kosten" subsummiert werden; damit

wäre der Ersatz von Verwaltungskosten in 5 2® Abs° 1 BVG
"zweimal geregelt"° Folge man dem BSG, dann müßten auch

reine Verwaltungskosten„ wie Kosten für BVG—Formulare‚
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Briefporti und Telefon_einzeln erstattet werden, nur weil

sie gesondert nachweisbar seien[) Das Gutachten des Ver—

trauensarztes sei weder eine ärztliche Maßnahmeim Sinne

von 5 10 Abs° 1 BVG noch würden damit unmittelbar die sach—

lichen Voraussetzungen für ein Tätigwerden des Arztes im

Rahmen der Heilbehandlung, wie dies bei den Nebenleistunn

gen (wie Transport des Kranken, Weg des Arztes zum Kranken)

der Fall sei? geschaffen° Sie seien somit nicht der Heil—

behandlung zuzurechneno

Die durch Zulassung statthafte Revision ist forms und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und daher zulässig

(55 162 Abs° 1 Nr„ 1, 164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes

„ SGG—-)° Sachlich ist sie nicht begründet„

Die tatsächlichen Feststellungen des LSG über Art und Umfang
der stattgefundenen vertrauensärztlichen Untersuchung über

die Höheder hierdurch im Einzelfall bzw, insgesamt entstan—
denen Aufwendungen sind von der Revision mit Verfahrensrügen

nicht angegriffen werden und daher für des BSG nach @ 163 6GG

bindendo

Obwohl der Beklagte-den Anspruch der Klägerin auf Ersatz der
entstandenen Kosten teilweise anerkannt hat? wird vom Beklag—

ten und der Beigeladenen geltend gemacht, daß der Klägerin

nach 5 20 BVG für vertrauensärztliche Untersuchungen überhaupt

kein Erstattungsanspruch in Form "entstandener Kosten" für

Heilbehandlung zusteheo Diese Rechtsfrage hat der erkennende

Senat bereits in zwei Urteilen vom 100 Dezember 1963 —‘9 RV'

502/62 und 9 RV 818/65 ——(vgi„ BSG 20, 118; ferner Sozll BVG
% 20 Nr„ 2 und_3) entschieden° Hiernach sind "entstandene
Kosten" im Sinne des @20 BVGalle Kosten,.dié der Kranken—
kasse im Zusammenhang mit der Krankenbehandlung des einzelnen

—8—
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Beschädigten erwachsen sind und der Versorgungsbehörde

als solche nachgewiesen werden können; dazu gehören auch

die für den Einzelfall nachzuweisenden Kosten vertrauens—

ärztlicher UnterSuchungen, auch wenn es sich nur um vor—

trauensärztliche Stellungnahmen ohne körperliche Unter—
suchung handelto Versorgungsbehörde und Krankenkassen sind

durch das Gesetz nicht gehindert, zur Erleichterung der

Durchführung des Kostenersatzes nach 5 20 BVG für den Ein—

zelfall Pauschbeträge zu vereinbaren; der zu ersetzende

Betrag kann jedoch von der Versorgungsbehörde nicht ein—
seitig der Höhe nach begrenzt werden° Da die beiden Ur—

teile im vorliegenden Verfahren bereits erörtert worden

sind9 wird wegen der Einzelheiten auf den Inhalt dieser

Entscheidungen Bezug genommen° Die vom Beklagten und der
Beigeladenen vorgetragenen Gesichtspunkte geben dem Senat

keine Veranlassung, von seiner Rechtsprechung abzuwaichen°

Der Einwand? der Senat habe bei der Auslegung des Begriffs

"entstandene Kosten" die rechtshistorische Entwicklung der

Vorschrift völlig unberücksichtigt gelassen, aus Satz 2

des 5 15 RVG ergebe sich ioV°m° Satz 1 und der amtlichen4
Begründung des Entwurfs zum RVG zwingend‚ daß von der Zwei—

teilung in Heilbehandlungskosten und Verwaltungskosten

ausgegangen worden sei, führt zu keinem anderen Ergebniso

Zwar trifft es zu9 daß — «ie der erkennende Senat in BSG

20, 255, bereits entschieden hat — die unveränderte Über—

nahme einer Vorschrift in ein späteres Gesetz als eine

Erneuerung des vorangegangenen Hechtszustandes und als eine
Bestätigung der früheren Auslegungsergebnisse gelten 5223°

Die Vorschrift des 5 15 ■atg_Q RVG, auf die sich die Bei—

geladene stützt, ist aber gerade night in die demfrühe—
ren 5 15 RVG sonst entsprechende Fassung des 5 20 BVG auf—

genommen—wordeno @15 Satz 1‚ 2 und 3 des Reichsversor—

gungsgesetzes vom 120 Mai 1920 (RG31 So 989) in der Fas—

sung vom}.° April 1939 (BGBl I 663, 666) — RVG — lautete:

_9„
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"Soweit die Krankenkasse nur nach den Vorschriften dieses

Gesetzes verpflichtet ist9 Heilbehandlung einschließlich
Heilanstaltspflege und Hauspflege sowie Krankengeld und

Hausgeld zu gewähren, werden ihr die entstandenen Kosten

und der entsprechende Anteil an den Verwaltungskosten er-

setzte Der Reichsarbeitsminister ist ermächtigt, diesen

Ersatz in Pauschbeträgen zu gewähreno Er setzt die Pausch—

beträge naeh Anhörung der Reichsverbände der Krankenkassen
(Ersatzkassen) fest" (vglo auch die ähnliche Fassung in

H°ndbuch der Reichsversorgung Bd° l (1932) Sp° 79/80)0

% 15 Satz 1 BVG stimmt sonach mit der hier maßgebenden

. Vorschrift des 5 20 Satz 1 BVGidF vor demi° nos fast
wörtlich überein° Satz 2 dieser Vorschrift ist hingegen
32933 in das BVG übernommen werden, ebenso nicht Satz 30
Es fehlt also schon an der unveränderten Übernahme einer

vor dem Inkrafttreten des BVG geltenden entsprechenden Vor—

schrift (vgl° @ 84 Abs„ 2 Nro 2 a BVG)° Die Beigeladene bee

ruft sich zwar nicht auf die letzte‚ sondern auf die "ur—

sprüngliche" Fassung des 5 15 Satz 2 RVG-° Früher lautete_

Satz 2 (Satz 3 gab es nicht): "Die Kosten für die Heilbe—

handlung und die Verwaltungekosten können in ?auschbeträ—

gen ersetzt werden" (vgl° Kommo von
Reichsversorgungsbeam—

ten zum RVG, 1929 — RVG—Komm°——3° 143)„ Bei Prüfung der

trage, ob die Auslegung einer früheren Vorschrift für das

neue Gesetz von maßgeblicher Bedeutung sein kann, ist aber

nicht auf einen längst überholten, sondern auf den nach al—
tem Recht zuletzt geltenden Rechtszustand abzustelleno Wenn

der erkennende Senat in BSG 20, 238 eine Übernahme früherer

Auslegungsgrundsätze schon dann abgelehnt hat, wenn sich 1941
"Bedenken" gegen die 1920 erlassene Vorschrift durchge3etzt

hatten, so muß dies ums0mehr gelten, wenn — wie hier — das
Gesetz selbst inzwischen geändert werden wäro Aber auch wenn

man hiervon absieht, ist feetzustellen9 daß die ursprüngliche

Fassung des 5 15 Satz 2 RVG in keiner Weise in die Fassung

des 5 20 BVG übernommen werden ist;\ä 20 BVGläßt eine
“109
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pauschale Abgeltung aller Kosten nicht zuo Wenn die Bei-
geladene die Meinung vertritt‚ der urSprüngliche Wort—

laut von 5 15 Satz 2 RVG enthalte einen objektiven 'in—

weis auf den rechtlichen Inhalt des in Satz ? verwendeten

Begriffs “entstandenetKosten“‚ dessen Reehtsgehelt in

€ 20 Satz 1 BVG unverändert übernommen werden sei‚ so
kann dem nicht zugestimmt werden0 Zunächst stellen auch

die zitierten Urteile des_erkennenden Senats eine solche

Zweiteilung für 5 20 BVG nicht in Abrede, sondern be—
tönen‚ daß

- neben äem pauschalierten anteiligen Ersatz

der Verwaltungskosten—äer Krankenkasse alle von ihr im

Zusammenhang mit der Heilbehandlung bzw° Krankenhehanä—

lung des Beschädigten aufgewendeten Kosten zu ersetzen

sind; die Beigeladene verkennt aber, daß die ursprüng—

liche Fassung des © 15 Satz 2 RVG für die hier strittige

Frage des vollen Ersatzes oder der nur pauschalen Abu

geltung, somit der ££3 der Erstattung keine Unterschei»

dung vorsah„ sondern im Gegenteil nur bestimmteg.daß so—
wohl die Kosten für die Heilbehandlung als auch die Ver«

waltungskosten glgigberpaäea_in Pausehbeträgen ersetzt
weräen könnten° Die zu Satz 2 getroffene Regelung steht

sonach in grundsätzlichen Gegensatz zu den in Satz 1

genannten beiden gesonderten.Abgeltungsformeno ?olge—

richtig führte die äamalige widersprüchliche Regelung

dazu‚ daß Satz 2 des % 15 RVG dahin aufgefaßt wurde,
die Krankenkassen könnten auch die (allgemeinen) 392w
ns;ieeseic9e■snauf Grunél-Eieeeä—eseäeeisseals wirkli ch
entstandene Kosten ersetzt verlangen, wenn sie der Abe

g ltung in Pausohbeträgen nicht zustimmten (vgl° hierzu

RVG—Komm°Anne 23 zu @15 RVG So 149)0 Eine entsprechende
Regelung war überäies auch noch in den Ausführungsbe}
stimmungen Nrb 9 g zu @15 RVG ne vorgesehene Hier hieß
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es: “Die übrigen Krankenkassen haben die Verwaltungs-

kosten für Zugeteilte in ihrer tatsächlich entstande-

nen Höhe anzufordernp wobei die einzelnen Ausgaben 000
nachzuweisen sind" (Vglo Handbuch der Reichsversorgung,
Bdo I 335 87)5-Konnte sonach die Krankenkasse auch die
Verwaltungskosten als "entstandene'Kosten" ersetzt ver—
langen, so ist damit die Annahme‚_der Begriff der “ent—

standenen KOsten" in 5 15 Satz 1 RVG "korrespondiere" dem

der "Kosten für die Heilbehandlung" im ursprünglichen

Satz 2 des 5 15 RVGwiderlegt° Die amtliche Begründung zum
RVG (Drucks° Nr„ 2663 der Verfassunggebenden Deutschen Na—/
tionalversammlung So 33) führt zu keinem anderen Ergebnis,
da sie zu dieser Frage überhaupt nichts sagt° Es ist nur
ausgeführt; daß von der in 5—15 gegebenen Ermächtigung?

Pauschbeträge Zu leisten; im Interesse einer einfachen Ab—

rechnung Gebrauch gemacht werden müsse° Im übrigen ist auch

hier bereits betont, daß in den Fällen des @ 15 RVG das

Reich "yollen_39;tenerggtg" gewähreo Schon darum läßt sich .
aus 5 15 RVG‘für die Auslegung des in 5 20 BVG verwendeten

Begriffs der entstandenen Kosten auch nicht herleiten? daß

damit nur die Kosten der Heilbehandlung in einem engeren
Sinne gemeint sein könnten0

Mit dem Vorbringen der Beigeladenen zu dem Wort."soweit"

in 5 20 BVG werden die Ausführungen des Senats nicht in
stichhaltiger Weise angegriffeno Der Senat hat dargetan‚
wie das Gesetz hätte lauten müssen‚ um die aus dem Wort

"soweit" von der Versorgungsbehörde gezogenen Schlußfole

gerungen abzuleiteno Darauf„ ob die vertrauensärztlichen
Begutachtungen einem typischen Verwaltungshandeln dienen

‚und daher eventuell der Verwaltungstätigkeit zugerechnet
werden können‚ kommt es nicht entscheidend ano Die Annahme
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der Beigeladenen, daß zwar Kranken— und Hausgeld, sowie

gewisse Nebenleistungen, nicht aber die zur Durchführung

der Krankenbehandlung erforderlichen vertrauensärztlichen

Untersuchungen — in einem notwendigen funktionellen zu—_

sammenhang mit der eigentlichen ärztlichen Behandlung

stünden, verkennt im übrigen die vom Senat in den beiden.

Urteilen gekennzeichnete Bedeutung des VäD für die der

Krankenkasse obliegende Leistungspflicht und trägt auch

dem Umstand nicht Rechnung, daß das BVA bereits am
2° Dezember l9ll die Kosten ärztlicher Zwischengutuchten

zu den Kosten des Heilverfahrens gerechnet hat (vgl° AN

1912, 946 — Urteil 9 RV 502/B2 S, 9), Dieser Entscheidung

ist — jedenfalls im Grundsätzlichen — auch heute_noch

zuz'ustim■1en,Wiedie SachlagenachErlaß des 2, me zu bee
urteilen ist, hatte der Senat weder in den bereits ergan—

genen Urteilen noch im vorliegenden Fall zu entscheidens

Wenn der Senat als Verwaltungskosten diejenigen bezeichw

net hat, die nicht im Einzelfall gesondert "nggägeyiggen"
werden können, so ergibt sich dies Zwar nicht unmittelbar

aus dem ?ortlaut, aber aus dem Sinn dieser Vorschrift°

Im übrigen haben auch die Ausführungsbeetimmungen zu 5 15

RVGng im Zusammenhangmit den "entstandenen Kosten"
einen "Nachweis" gefordert° Zu Unrecht meint die Beige—
ladene, nach der vom Senat vertretenen Auffassung wäre

der Ersatz Von Verwaltungskosten in 5 20 Satz 1 BVG zwei—
mal geregelt° Vielmehr ergibt sich hiernach - im Grunde

satz — eine Regelung, bei der die eine Erstattungsart
die andere ausschließt und die somit auch der Zweiteilung

entspricht, auf die die Beigeladene selbst abhebto

Der Senat ist nicht der Auffassung, daß die Krankenkassen

bei der bestehenden Rechtslage Veranlassung hätten oder

praktisch dazu in der Lage wären, für 3eden zugeteilten
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tBeschädigten die Kosten, zoB; jedes einzelnen verwendeten

Formulars und ähnlicher Kleinigkeiten zu ermitteln und ges

sondert in Rechnung zu stellen; auf diesen, elementare Be—

dürfnisse der Praxis außer acht lassenden Einwand brauchte

daher nicht näher eingegangen zu werden° Daß aber z„B„ ein

zur dringenden Einweisung eines BeSchädigten in ein Spezial—

krankenhaus erforderliches Fernge5präch vom Beklagten auf

Nachweis, doh° als entstandene Kosten, zu ersetzen wäre, ist

bereits in der Entscheidung 9 RV 502/62 angedeutet werdeno.

Der Senat hat seine Entscheidung nicht auf die für die Kran—

kenkassen maßgebendeVorschrift des 5 182 RVGgestützt, sondern
betont, daß es dieser Erwägungen nicht bedürfe} da sich der

Ersatzansprdch bereits aus @20 BVGergebe° Da diese Vor—
schrift jedoch die Krankenhilféleistungen der Klägerin ge-
setzlich regelt, war es sinnvoll‚ in diesem Zusammenhang auf

ihre Bedeutung einzugehen° Wenn der Beklagte der Meinung ist,

bei der von ihm vertretenen Auffassung werde das ?rinzip des

vollen Kostenersatzes gewahrt, so steht sein seitherige3‘Ver—-

halten damit jedenfalls nicht_in Einklango Anscheinend ist
die Verscrgungsbehörde auch nicht geneigt, die Kosten der

vertrauensärztlichen Untersuchungen als Verwaltungskostenvab—

zugeltenn Denn die Klägerin hat geltend gemacht, in einem sol—
chen.Fall würden ihr allein für 1959 rund 39°400 DM zu3ätzlich

zu erstatten sein° Hierauf ist der Beklagte bezeichnenderweise

nicht eingegangen° Auch in dem gleichgelagérten Verfahren 9 EV
738/63, an dem die Beigelädene ebenfalls beteiligt ist, hat
die AOK ausgeführt, daß ihr Erstattungeanspruch nicht beein—
trächtigt wurde; wenn die Kosten für vertrauensärztliche Unter—
suchungen als Teil der Verwaltungskösten betrachtet werden9 und

eine dahingehende Klage in Aussicht gestellto Auf dieses Vcr- ‘
bringen ist die Verscrgungsbehörde ebenfalls nicht eingegangen°

Nachdem der Senat auch in einem früheren‚Verfahren mit einer

entsprechenden Anregung keinen Erfolg gehabt hat, besteht der
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Eindruck9 als wolle die Versorgungsbehörde die Kosten der

vertraueneärztlichen Untersuchungen überhaupt nicht, äoho

weder auf die eine noch auf die andere Art, erstatten°

Daß @ 20 BVG etwas Derartiges nicht‚zuläßt‚ sondern den

uneingeschränkten bzw° vollen Ersatz der entstandenen

Kosten vorschreibt‚'efgibt sich eindeutig aus den bereits

ergangenen Entscheidungen des Senats°

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, däß auch schon im

RVG—Kommovon 1929 zu 5 15 äVG die AuffeSeung vertreten
werden ist, wenn die Krankenkassen im Ein2elfell für

die vertrauensärztliche Nachnntersuchung eine besondere

Gebühr zu zahlen haben‚ würden solche Aufwendungen für

Zugeteilte vom Versorgungsamt ersetzt (vglo Anm„ 20 zu
@@14, 15 RVG)„ Diesem Grundsatz ist durch die spätere
Neuorganisation des VäD (vgl° Dritte VO zum Aufbau der

Sozielversioherung (Gemeinschaftsaufgeben) vom 18° De-
zember 1934 — RGB].° I 1266 —} nicht der Boden entzogen
werden°

Da nach alledem an der seitherigcn Rechtsprechung des

Senats festzuhalten und deshalb das angefochtene Urteil

nicht zu beenstanden war‚ mußte die Revision des Be—

klagten als unbegründet‘zurück3ewiesen werdeno
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Eine Kostenerstattung entfällt_(ä 193 Abs; 4 SGG)o
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